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TARIFPOLITIK

Horst Feldmann

Arbeitsmarktbedingungen in der EWU:
Die Gefahr einer raschen Harmonisierung

Für die Funktionsfähigkeit der Europäischen Währungsunion ist eine große Flexibilität
der Arbeitsmärkte erforderlich. Wird die Einführung des Euro die notwendige

Flexibilisierung erzwingen? Oder wird es statt dessen zu einer raschen Harmonisierung
der Löhne und Sozialstandards auf hohem Niveau kommen, die die ohnehin geringe

Flexibilität der europäischen Arbeitsmärkte weiter einschränkt?

Mit Beginn der Europäischen Währungsunion ver-
lieren die Teilnehmerländer zwei, wichtige volks-

wirtschaftliche Anpassungsmechanismen: den natio-
nalen Wechselkurs und die nationalen Zinssätze. Da
zudem auch die Mobilität der Arbeitskräfte - ein an-
derer potentieller Anpassungsmechanismus - inner-
halb der EU ausgesprochen gering ist1, müssen die
Arbeitsmarktordnungen der Teilnehmerländer ein ho-
hes Maß an Flexibilität zulassen, damit asymmetri-
sche Schocks und langfristig divergierende Wirt^
Schaftsentwicklungen innerhalb der Währungsunion
abgefedert werden können.

Obwohl in den vergangenen Jahren eine Reihe von
Flexibilisierungsmaßnahmen durchgeführt wurde,
weisen die Arbeitsmärkte der an der Währungsunion
beteiligten Länder nach wie vor gravierende Rigidi-
täten auf.

Die Flexibilisierungshypothese

Von einigen Autoren wird nun behauptet, die Ein-
führung des Euro werde die notwendige Flexibilität
der Arbeitsmärkte, die auch zur Bekämpfung der be-
reits seit langem bestehenden Massenarbeitslosigkeit
dringend erforderlich ist, quasi automatisch herbei-
führen. Insbesondere Olaf Sievert argumentiert, die
auf nationaler Ebene verbleibende Lohnpolitik werde
durch die Währungsunion genötigt, situationsgerech-
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ter auf Beschäftigungsprobleme zu reagieren3. Da sie
nicht mehr darauf bauen könne, daß überhöhte
Lohnabschlüsse durch eine Abwertung kompensiert
werden, werde die Lohnpolitik nicht mehr „über die
Stränge schlagen". Angesichts der Unabhängigkeit
der Europäischen Zentralbank könne außerdem kein
nationaler Tarifpartner darauf setzen, daß die Geld-
politik letztlich hinzunehmen und zu alimentieren hat,
was die Tarifpartner an Lohnkosten vereinbaren und
die Unternehmen in die Preise überwälzen möchten.
Die Tarifpartner könnten in der Währungsunion nicht
mehr darauf vertrauen, daß überzogene Lohnab-
schlüsse ex post im Wege einer Wechselkurskorrektur
oder einer inflationären Geldpolitik korrigiert würden.
Gleichzeitig könne Lohnzurückhaltung auch nicht
mehr durch eine Aufwertung konterkariert werden; sie
schlage sich vielmehr unmittelbar in einer verbesser-
ten Wettbewerbsfähigkeit nieder.

Gemäß dieser Sichtweise wird eine Flexibilisierung
der Arbeitsmärkte durch die Währungsunion gerade-
zu erzwungen: Da es nur noch eine europäische
Geldpolitik und Preisniveauentwicklung gibt, wird in
jedem Teilnehmerland mit der Aushandlung von
Nominallöhnen zugleich über die Höhe der Reallöhne
entschieden. Lohnsteigerungen, die die Produktivi-

1 Vgl. etwa J. D e c r e s s i n , A. Fa täs : Regional Labor Market
Dynamics in Europe, in: European Economic Review, Vol. 39 (1995),
S. 1627-1655.
2 Siehe dazu im einzelnen H. F e l d m a n n : Europäische Wäh-
rungsunion und Arbeitsmarktflexibilität, in: Aussenwirtschaft, 53. Jg.
(1998), Nr. 1, S. 53-80; D. Dohse , C. K r i e g e r - B o d e n : Wäh-
rungsunion und Arbeitsmarkt. Auftakt zu unabdingbaren Reformen,
Tübingen 1998.
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tätszunahme übertreffen, führen schneller zu Entlas-
sungen. Da durch die nationalen Tarifabschlüsse die
Kosten der Arbeit und die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen fixiert werden, wird
die Verantwortung der Tarifpartner für die Beschäfti-
gungsfolgen ihrer Abschlüsse transparenter. Die Tarif-
vertragsparteien werden dadurch gezwungen, bei
ihren Abschlüssen verstärkt auf die Erhaltung und
Schaffung von Arbeitsplätzen zu achten. Sie werden
daher differenziertere Lohnstrukturen vereinbaren, die
den Produktivitätsunterschieden innerhalb der Wäh-
rungsunion gerecht werden. Außerdem werden sie
flexiblere Löhne und Arbeitszeiten zulassen. Um den
verschiedenen betrieblichen und regionalen Beson-
derheiten besser zu entsprechen, wird es zudem zu
einer Dezentralisierung der Tarifverhandlungen kom-
men. Insgesamt ergibt sich dadurch eine erhöhte Ar-
beitsmarktflexibilität, durch die vor allem unterneh-
mensspezifische, regionale und länderspezifische
Schocks besser absorbiert werden können.

Ergänzende Argumentationslinie

Joachim Fels hat dieses Szenario durch eine weite-
re Argumentationslinie ergänzt4. Er verweist auf empi-
rische Untersuchungen, wonach Sachkapital inner-
halb eines Währungsgebiets deutlich mobiler sei als
zwischen Gebieten mit unterschiedlichen Währungen.
Währungsrisiken schreckten Unternehmen offenbar
vor grenzüberschreitenden Direktinvestitionen ab,
weil die Rückflüsse aus solchen Investitionen erst
nach längerer Zeit einträten und deshalb nicht oder
nur unter Inkaufnahme hoher Kosten gegen Wechsel-
kursschwankungen abgesichert werden könnten.

Nach Einschätzung von Fels werden die grenzüber-
schreitenden Unternehmensinvestitionen und die
Mobilität der Unternehmen innerhalb des nunmehr
einheitlichen europäischen Währungsraums merklich
zunehmen. Der Wettbewerb um das mobilere Kapital
und die damit verbundenen Arbeitsplätze werde sich
verschärfen. Da bei Standortentscheidungen Arbeits-
marktbedingungen, insbesondere Lohnkosten, eine

3 Vgl. O. S i eve r t : Währungsunion und Beschäftigung, in: Deut-
sche Bundesbank (Hrsg.): Auszüge aus Presseartikeln, Nr. 9,14. Feb-
ruar 1997, S. 10 f. Ähnlich auch H.-P. F r ö h l i c h u.a.: Lohnpolitik in
der Europäischen Währungsunion, Köln 1997, S. 9 ff.; Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung:
Wachstum, Beschäftigung, Währungsunion - Orientierungen für die
Zukunft, Jahresgutachten 1997/98, Stuttgart 1997, Ziff. 360.
4 Vgl. J. Fe ls : Why EMU Will Be a Success, in: Morgan Stanley
Dean Witter (Hrsg.): U.K. and Europe Investment Research, 14. Juli
1997.
5 Beispielsweise erreichen die Löhne in der portugiesischen Industrie
nur rund ein Fünftel des westdeutschen Niveaus.

zentrale Rolle spielen, werde der intensivere Standort-
wettbewerb die Regierungen und Tarifvertragspar-
teien zwingen, ihre Arbeitsmarktordnungen zu flexibi-
lisieren - etwa durch Lockerung von Arbeitszeit- und
Kündigungsschutzgesetzen und eine Dezentrali-
sierung der Lohnfindung.

Widerstand gegen eine Flexibilisierung

Die Vertreter der Flexibilisierungshypothese über-
sehen, daß der intensivere Wettbewerb in der Wäh-
rungsunion eine Gegenreaktion einflußreicher Akteure
auslösten dürfte:

D In den Ländern mit hohen Löhnen und starker Ar-
beitsmarktregulierung werden sich die Arbeitnehmer
und Gewerkschaften dem Druck in Richtung Lohn-
senkung und Deregulierung, der vom intensiveren
Standortwettbewerb ausgeht, entgegenstemmen.
Niedrigere Löhne und Sozialstandards (etwa kürzere
Kündigungsfristen) verschlechterten die Wohlfahrts-
position dieser Arbeitnehmer unmittelbar. Ihre Ge-
werkschaften werden sich daher dafür einsetzen, das
inländische Lohnniveau zu bewahren (etwa durch die
Regelung, daß zuwandernde Arbeitnehmer aus ande-
ren EU-Ländern nur zu den inländischen Tariflöhnen
beschäftigt werden dürfen) und die Löhne in den
Niedriglohnländern möglichst rasch anzuheben (vor
allem durch tarifpolitische Koordinierung mit den Ge-
werkschaften dieser Länder). Außerdem werden sie
sich dafür einsetzen, daß den anderen Teilnehmer-
ländern durch hohe soziale Mindestnormen ähnlich
restriktive Arbeitsmarktregulierungen vorgeschrieben
werden. Da die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaf-
ten eine relativ große, gut organisierte Interessen-
gruppe darstellen, besitzen sie einen großen Einfluß
auf die politische Willensbildung.

D In den Ländern mit hohen Löhnen und starker Ar-
beitsmarktregulierung haben selbst die Unternehmer
und Arbeitgeberverbände ein Interesse daran, daß die
Löhne und Sozialstandards in den anderen Teilneh-
merländern rasch auf ihr Niveau angehoben werden.
Dadurch lassen sich die Wettbewerbsvorteile der
Konkurrenzunternehmen dieser Länder beseitigen.

D Da mit Einführung des Euro die ausgeprägten
Lohnunterschiede innerhalb der EU5 vollends transpa-
rent werden, wird sich in den Ländern mit niedrigen
Löhnen der Wunsch der dortigen Arbeitnehmer nach
Angleichung ihrer Löhne an das höhere Niveau der
anderen Länder deutlich verstärken. Außerdem wer-
den auch höhere Sozialstandards verlangt werden (et-
wa kürzere Arbeitszeiten, höhere Lohnersatzleistun-
gen). Die Gewerkschaften werden sich in den Ländern
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mit niedrigen Löhnen und geringer Arbeitsmarktregu-
lierung daher für eine rasche Anhebung der Löhne
und Sozialstandards einsetzen. Zugleich werden sie
auf kompensierende Transferzahlungen der Hoch-
lohnländer dringen. Bestehen gute Aussichten auf
solche Transfers, verstärken sich die Anreize der
Gewerkschaften, eine rasche Angleichung der Löhne
und Sozialstandards zu fordern. Auch in den Niedrig-
lohnländern besitzen die Arbeitnehmer und Gewerk-
schaften einen maßgeblichen Einfluß auf die Politik.

D Der Einfluß der Unternehmen und Arbeitgeberver-
bände ist in den Niedriglohnländern (ebenso wie in
den Hochlohnländern) dagegen gering, denn sie re-
präsentieren nur wenige Wählerstimmen. Daher fällt
es auch kaum ins Gewicht, daß sie - aus naheliegen-
den Gründen - gegen eine Anhebung der Löhne und
Sozialstandards auf das Niveau der Hochlohnländer
votieren werden.

D In beiden Ländergruppen richten sich die Regie-
rungen nach der jeweils größten und am besten orga-
nisierten Interessengruppe, also nach den Gewerk-
schaften und ihren Mitgliedern. In beiden Länder-
gruppen werden sich die Regierungen daher für eine
rasche Anhebung der Löhne und Sozialstandards der
Niedriglohnländer einsetzen. Die Regierungen der zu-
letzt genannten Länder werden darüber hinaus Trans-
ferzahlungen der Hochlohnländer fordern, um die ne-
gativen Folgen einer übermäßigen Anhebung der
Löhne und Sozialstandards zu lindern. Da sich die,
Vorstellungen der Regierungen in beiden Ländergrup-
pen weitgehend decken und im Europäischen Rat
bzw. im Ministerrat in vielen dieser Fragen zudem mit
qualifizierter Mehrheit entschieden wird, ist damit zu
rechnen, daß hohe soziale Mindeststandards verein-
bart und zugleich Programme zur Abmilderung der
negativen Arbeitsmarktfolgen beschlossen werden.

D Die EU-Organe Europäisches Parlament und Euro-
päische Kommission werden sich gleichfalls für eine
entsprechende Politik einsetzen. Das Europäische
Parlament richtet sich nach der einflußreichsten
Wählergruppe, d.h. nach den Arbeitnehmern und
ihren Gewerkschaften. Die Europäische Kommission
wird aus Eigeninteresse versuchen, weitere Kompe-
tenzen an sich zu ziehen; daher wird sie sich für eine
EU-weite Harmonisierung der Arbeitsmarktregulie-
rung, für Transferprogramme und für eine gemein-
schaftliche Beschäftigungspolitik einsetzen.

6 Deutscher Gewerkschaftsbund: Zur Europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion (EWWU), Düsseldorf 1995, S. 7.
7 Europäischer Gewerkschaftsbund: Europäische Tarifverhandlun-
gen. Strategie des EGB, Brüssel 1993, S. 7.

Anzeichen für eine Harmonisierung

Betrachtet man die bislang beschlossenen Maß-
nahmen im Bereich der europäischen Arbeitsmärkte,
so scheinen sich die aus den Interessen und Hand-
lungsmöglichkeiten der relevanten Akteure hergeleite-
ten Hypothesen bereits zu bestätigen:

D Umfassende Maßnahmen zur Flexibilisierung der
Arbeitsmärkte wurden bislang nur in wenigen Ländern
ergriffen, vor allem in Großbritannien, aber auch - et-
was weniger umfassend - in Portugal und den Nieder-
landen. Die entsprechenden Reformen wurden schon
Anfang der achtziger Jahre eingeleitet und auch weit-
gehend in den achtziger Jahren abgeschlossen - zu
einer Zeit also, als von der Währungsunion noch kei-
ne Rede war. Nach der Unterzeichnung des
Maastrichter Vertrages wurden die Arbeitsmärkte der
anderen EU-Länder nur in geringem Umfang flexibili-
siert (etwa in Deutschland und Spanien). Selbst diese
Maßnahmen waren nicht zur Vorbereitung auf die
Europäische Währungsunion gedacht; es handelte
sich vielmehr um zaghafte Versuche zur Bekämpfung
der Massenarbeitslosigkeit. Obwohl sich der Stand-
ortwettbewerb mit Vollendung des Binnenmarktes
und angesichts der fortschreitenden Globalisierung
bereits erheblich verschärft hat, ist die von den Ver-
tretern der Flexibilisierungshypothese prognostizierte
umfassende Flexibilisierung der Arbeitsmärkte bislang
nicht in Gang gekommen.

D Statt dessen gibt es bereits konkrete Bestrebungen
der europäischen Gewerkschaften zur Koordinierung
ihrer Tarifpolitik. Nach Ansicht des Deutschen
Gewerkschaftsbundes muß verhindert werden, daß
es in der Währungsunion zu „Lohndumping" kommt.
Daher bedürfe es dringend einer „Europäisierung der
Tarifpolitik". „Das bedeutet zumindest fürs erste keine
Zentralisierung, wohl aber die Herstellung eines Koor-
dinationsmechanismus mit gemeinsamen Infor-
mationen, Absprachen und grenzüberschreitenden
tarifpolitischen Ausschüssen"6. Auch der Europäische
Gewerkschaftsbund hat sich für eine „zunehmende
europäische Koordinierung von Verhandlungszielen
und Aktionen" ausgesprochen7. In einer tarifpoliti-
schen Grundsatzerklärung des Europäischen Metall-
gewerkschaftsbundes heißt es: „Die europäischen
Metallgewerkschaften werden durch die gemeinsame
Abstimmung und ein konzertiertes Vorgehen in ihrer
Tarifpolitik darauf hinwirken, daß lohn- und vertei-
lungspolitisches Dumping ausgeschlossen und die
Angleichung der Lohnniveaus in der Gemeinschaft in
dem Maße erreicht wird, wie sich die Produktivität
annähert"8. Ziel sei die Durchsetzung des Prinzips
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„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit". Erste Schritte bei
der Koordinierung der Tarifpolitik sind die Metallge-
werkschaften mittlerweile in den Grenzregionen
Deutschlands, der Niederlande, Belgiens und Luxem-
burgs gegangen9. Ihr Nahziel besteht darin, die
Lohnforderungen und Laufzeiten der Tarifverträge auf-
einander abzustimmen; außerdem soll für die
Jahresarbeitszeit eine Obergrenze festgelegt werden.
Zwischen dem Europäischen Gewerkschaftsbund
und zwei europäischen Arbeitgeberverbänden wur-
den bereits erste Vereinbarungen zu Themen getrof-
fen, die man Rahmentarifverträgen zuordnen kann
(z.B. Elternurlaub).

D Darüber hinaus wurde damit begonnen, die sozial-
politischen Regelungen in der EU, die meist die
Arbeitsmärkte betreffen, auf hohem Niveau zu harmo-
nisieren. Das Sozialprotokoll des Maastrichter Ver-
trages wurde 1997 als neues Sozialkapitel in den EG-
Vertrag übernommen; damit sind die auf EU-Ebene
beschlossenen Mindestvorschriften in der Sozial-
politik für alle Mitgliedsländer verbindlich. Nach dem
Mehrheitsprinzip können Vorschriften in folgenden
Bereichen erlassen werden: Schutz der Gesundheit
und Sicherheit der Arbeitnehmer, Arbeitsbedingun-
gen, Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer,
berufliche Eingliederung, Chancengleichheit und
Gleichbehandlung. Nach dem Einstimmigkeitsprinzip
können u.a. in folgenden Bereichen Vorschriften erlas-
sen werden: soziale Sicherheit, Kündigungsschutz,
Mitbestimmung, Beschäftigungsbedingungen von
Drittstaatenangehörigen, finanzielle Beiträge zur
Beschäftigungsförderung. Darüber hinaus soll nach
dem Sozialkapitel die Zusammenarbeit und Abstim-
mung unter den Mitgliedstaaten u.a. auf den Gebieten
Beschäftigung, berufliche Aus- und Fortbildung sowie
Koalitionsrecht und Kollektivverhandlungen zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern gefördert werden.
Der Ministerrat hat bereits eine Vielzahl von Richtlinien
und Verordnungen erlassen, etwa zu teilzeitlichen und
befristeten Arbeitsverhältnissen, zur Arbeitszeitgestal-
tung, zu Massenentlassungen und zur vorübergehen-
den Entsendung von Arbeitnehmern in ein anderes
Mitgliedsland (letztere müssen nach der entsprechen-
den Richtlinie zum Branchentarif des Produktionsor-
tes entlohnt werden).

D Mit dem Vertrag von Amsterdam wurde außerdem
ein Beschäftigungskapitel in den EG-Vertrag aufge-
nommen. Es schreibt die Verfolgung einer koordinier-
ten Beschäftigungsstrategie vor. Zu diesem Zweck
verabschiedet der Ministerrat jährlich mit qualifizierter
Mehrheit beschäftigungspolitische Leitlinien, die die
Mitgliedstaaten umzusetzen haben. Die EU ist befugt,
die Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten zu er-
gänzen; dazu können auch finanzielle Mittel einge-
setzt werden. Schwerpunkt der bisherigen gemein-
schaftlichen Beschäftigungspolitik ist die aktive
Arbeitsmarktpolitik; es sollen im großen Umfang Ar-
beitsbeschaffungs-, Fortbildungs- und Umschulungs-
programme aufgelegt werden10.

D In der Gemeinschaft existieren bereit seit längerem
umfangreiche Fonds zur Unterstützung der Mitglieds-
länder mit niedrigem Entwicklungs- und damit auch
Lohnniveau. Auf diese Fonds entfallen rund 30% des
gesamten EG-Haushalts. Der Kohäsionsfonds soll
dazu beitragen, die Peripherieländer an das Entwick-
lungsniveau der reicheren EU-Länder heranzuführen.
Die Strukturfonds dienen zum Teil einzelnen beschäf-
tigungspolitischen Zielen: der Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit und der Eingliederung von Ju-
gendlichen in das Erwerbsleben. Nach den Bestim-
mungen des 1997 beschlossenen Beschäftigungs-
kapitels können diese Fonds nunmehr auch umfas-
send zur Verfolgung beschäftigungspolitischer Ziele
eingesetzt werden. Die Transfers, die im Rahmen die-
ser Fonds stattfinden, sind für die Hauptempfänger-
länder Spanien, Portugal, Griechenland und Irland
quantitativ sehr bedeutsam; sie machen zwischen
2% und 4% ihres jeweiligen Bruttoinlandsprodukts
aus11.

Folgen einer raschen Harmonisierung

Sollte es tatsächlich - wie es sich bereits abzeich-
net - dazu kommen, daß die Löhne in den bisherigen
Niedriglohnländern der EU rasch angehoben werden,
so würden in diesen Ländern vor allem Arbeitsplätze
mit geringer Produktivität in großer Zahl unrentabel.
Die Arbeitslosigkeit nähme drastisch zu. Würden zu-

8 Europäischer Metallgewerkschaftsbund: Tarifpolitik im Europa des
Wandels. Tarifpolitische Grundsatzerklärung, in: WSI Mitteilungen,
46. Jg. (1993), Nr. 8, S. 533.
9 Vgl. o.V: Gewerkschaften beginnen mit grenzüberschreitender Zu-
sammenarbeit, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 22. Juli 1997; o.V.:
DGB: Euro zwingt zu besserer Koordinierung, in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 8. Mai 1998.

t0 Vgl. Sondertagung der Staats- und Regierungschefs der Europäi-
schen Union über Beschäftigungsfragen am 20. und 21. November
1997. Schlußfolgerungen des Vorsitzes, in: Presse- und Informations-
amt der Bundesregierung (Hrsg.): Bulletin, Nr. 102, 17. Dezember
1997, S. 1313-1318. Eine ausführliche Analyse der europäischen
Beschäftigungspolitik findet sich in H. F e l d m a n n : Die neue ge-
meinschaftliche Beschäftigungspolitik, in: Integration, 21. Jg. (1998),
Nr. 1, S. 43-49.
11 Vgl. H. R e i c h e n b a c h , H.-U. Beck : Die Regionalpolitik der
Europäischen Union: Auf dem Wege zu verbesserter Kohäsion, in:
H.-J. Vosge rau (Hrsg.): Zentrum und Peripherie-Zur Entwicklung
der Arbeitsteilung in Europa, Berlin 1997, S. 135 f.
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dem auch die Sozialvorschriften (etwa über Kündi-
gungsschutz, Arbeitszeit, befristete Arbeitsverträge
und Teilzeitarbeit) deutlich verschärft - wie es sich
ebenfalls bereits abzeichnet -, so würde die Arbeits-
marktflexibilität zusätzlich eingeschränkt; im Falle ei-
nes negativen Schocks stiege die Arbeitslosigkeit
schubartig an. Die Einschränkung der Lohn- und der
sonstigen Arbeitsmarktflexibilität brächte es zudem
mit sich, daß sich die Arbeitslosigkeit verfestigte.

.Wahrscheinlich würde man versuchen, die höhere
Arbeitslosigkeit durch umfangreiche Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik - des Kernelements der
gemeinschaftlichen Beschäftigungspolitik - zu be-
kämpfen, doch durch solche Maßnahmen würde die
Arbeitsmarktflexibilität noch weiter vermindert, die
Arbeitslosigkeit weiter verfestigt. Die Arbeitslosen, die
durch Arbeitsbeschaffungsprogramme gefördert wür-
den, hätten einen geringeren Anreiz, eine reguläre
Beschäftigung zu suchen und anzunehmen. Die Teil-
nehmer an staatlichen Fortbildungs- und Umschu-
lungskursen könnten noch schwerer wieder in den
Arbeitsmarkt integriert werden, denn die in solchen
Kursen vermittelten Kenntnisse gehen oftmals am
Bedarf der Wirtschaft vorbei. Außerdem würde durch
eine solche Beschäftigungspolitik der Lohnsenkungs-
druck, der von der hohen Arbeitslosigkeit ausgeht,
vermindert; die Lohnflexibilität nähme weiter ab. Die
hohen Kosten, die die umfangreichen Beschäfti-
gungs- und Bildungsprogramme verursachten, zögen,
zudem tendenziell eine Erhöhung der lohnbezogenen
Abgaben nach sich. Auch dadurch würde die Lohn-
flexibilität weiter reduziert und die Arbeitslosigkeit ver-
festigt.

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit in den Ländern mit
zuvor niedrigen Löhnen und geringer Arbeitsmarkt-
regulierung riefe in der Bevölkerung dieser Länder
Unmut über die Währungsunion hervor. Außerdem zö-
gen der Anstieg der Arbeitslosigkeit und die umfang-
reichen Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
eine hohe Belastung der öffentlichen Haushalte nach
sich. Die Regierungen der betreffenden Länder forder-
ten daher zusätzliche Transferzahlungen der EU. Dies
provozierte einen politischen Konflikt mit den Regie-
rungen der anderen EU-Staaten, denn die Währungs-
union war ursprünglich unter der Prämisse beschlos-
sen worden, daß sie zu keinen zusätzlichen Transfers
führen dürfe. Da nach dem Beschäftigungskapitel je-
doch EG-Mittel umfassend zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit eingesetzt werden können und die
Strukturfonds ohnehin teilweise für diesen Zweck vor-
gesehen sind, wird es vermutlich zu zusätzlichen
Transfers kommen.

Freilich riefen die Transfers in den Empfänger-
ländern ein Moral-hazard-Problem hervor: Die Regie-
rungen und Tarifvertragsparteien würden für ihre ver-
fehlte Wirtschaftspolitik (Übernahme hoher Sozial-
standards, Vereinbarung überhöhter Lohnsteigerun-
gen) geradezu belohnt. Die Anreize, ihre Arbeits-
marktordnungen zu flexibilisieren, sänken; die Arbeits-
losigkeit stiege weiter an, spätestens beim nächsten
Schock.

In den Nettozahlerländem müßten aufgrund der
höheren Transfers ceteris paribus die Steuern erhöht
werden. Dies zöge auch in diesen Ländern einen
Anstieg der Arbeitslosigkeit nach sich. Die zusätzli-
chen Transferverpflichtungen und der Anstieg der
Arbeitslosigkeit riefen außerdem auch hier Unmut in
der Bevölkerung über die Währungsunion hervor.

Angesichts des Anstiegs der Arbeitslosigkeit im
Euro-Währungsraum würde die Europäische Zentral-
bank vermutlich unter Druck gesetzt werden, zwecks
Erhöhung der Beschäftigung eine expansive Geld-
politik zu betreiben. Gegebenenfalls würde der Mini-
sterrat, der nach dem Maastrichter Vertrag mit qualifi-
zierter Mehrheit und auch gegen den Willen der
Europäischen Zentralbank Wechselkurspolitik betrei-
ben darf, auf eine Unterbewertung des Euro an den
internationalen Devisenmärkten hinzuwirken versu-
chen. In einigen Teilnehmerländern, vor allem in
Frankreich, ist noch die Vorstellung verbreitet, man
könne die Beschäftigungslage mit Hilfe einer expansi-
ven Geld- und Währungspolitik dauerhaft verbessern.
Tatsächlich würde eine solche Politik jedoch das
Vertrauen der internationalen Anleger in den Euro un-
terminieren. Es käme zu einem massiven Kapitalab-
zug; die Kapitalmarktzinsen stiegen, die Arbeitslosig-
keit erhöhte sich weiter. Außerdem käme es zu einem
politischen Konflikt mit den Regierungen der früheren
Hartwährungsländer. In der Bevölkerung dieser
Länder nähme der Unmut über die Währungsunion
weiter zu.

Alles in allem zeigt sich, daß die Europäische Wäh-
rungsunion insbesondere in den Ländern mit bisher
niedrigen Löhnen und geringer Arbeitsmarktregulie-
rung zu einem drastischen Anstieg der Arbeitslosig-
keit führen kann. Außerdem kann es zu scharfen poli-
tischen Konflikten zwischen den Regierungen und zu
wachsendem Unmut in der Bevölkerung der Teilneh-
merländer kommen. Bei rascher Harmonisierung der
Löhne und Sozialstandards auf hohem Niveau würden
die Währungsunion und die gesamte europäische
Integration somit einer schweren ökonomischen und
politischen Belastungsprobe ausgesetzt werden.
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